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DIE BESTMÖGLICHE KOMPENSATION 
Warum die Eingriffsregelung nicht allen und allem dienen kann  Wilhelm Breuer

Die Verbesserung des ökologischen Zustands von Gewäs-
sern ist dank der Wasserrahmenrichtlinie eine gemein-
schaftsrechtlich fundierte Aufgabe. Dies ist angesichts des
Trends, Natur und Landschaft nur noch schützen zu wollen,
wo und wie es gemeinschaftsrechtlich verlangt ist, ein nicht
zu unterschätzender Vorteil. Dabei zeigt sich, wie schwer es
schon sein kann, Anforderungen des Gemeinschaftsrechts
bloß „eins zu eins und ohne jedes Aufsatteln“ zu verwirkli-
chen, erfordert das Erreichen der Richtlinienziele doch be -
trächtliche, nicht zuletzt beträchtliche finanzielle Anstren-
gungen. So erklärt sich, dass Politik und Verwaltung für das
Erreichen der Richtlinienziele umso mehr Instrumente, Maß -
nahmen und Mittel in Anspruch nehmen wollen, die bereits
aus anderen rechtlichen Zusammenhängen heraus existie-
ren, ergriffen oder bereitgestellt werden müssen. Die Er war -
tungen richten sich nicht zuletzt an die Eingriffsregelung –
genau genommen an die Maßnahmen, die Ergebnis ihrer
Anwendung sein können: nämlich Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen. Angesichts der Vielzahl der Eingriffe scheint
sich hier ein beträchtliches Potenzial für die Gewässer- und
Auenentwicklung aufzutun, wenn nicht gar aufzudrängen. 

ERWARTUNGEN AN EIN INSTRUMENT
Nach Vorstellungen in Politik, Wirtschaft und Verwaltung
sollen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen aber auch für
zahlreiche andere Ziele genutzt werden: für den Arten- und
Biotopschutz, den Ankauf von Flächen, die Pflege bestimm-
ter Biotoptypen, den Trinkwasserschutz, die Sanierung von
Altlasten, die Vergrößerung des Waldflächenanteils, den
ökologischen Waldumbau, den Klimaschutz, für mehr Grün
im Städtebau – um nur einige Beispiele zu nennen. Und
dies alles soll erreicht werden – je nach Interessenlage –
vorrangig beispielsweise in Natura-2000-Gebieten, Wasser-
schutzgebieten, waldarmen Gebieten, im Privat-, Kommu-
nal- oder Staatswald, auf militärischen Konversionsflächen,
in der Agrarlandschaft – oder dort gerade nicht, sondern
auch oder vorrangig an Gewässern. Die Liste der ge wünsch -
ten Einsatzfelder ist jedenfalls lang, bisweilen wi der sprüch -
lich, und sie kann, tagespolitischen Bedürfnissen folgend,
leicht angepasst werden. So schien es auf der Höhe der
BSE-Krise kein wichtigeres Ziel für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen zu geben als die Förderung des ökologischen
Landbaus. Ein gewiss nur vorläufig letztes Beispiel ist ein
Beschluss des niedersächsischen Landtages, Kompensati-
onsmaßnahmen generell auch für den Schutz der Honig-
biene und die Förderung der Imkerei zu nutzen. So gesehen
ist die Eingriffsregelung ein offenbar sehr erfolgreiches Ins -
trument – zumindest wenn sich Erfolg an Nachfrage misst.
Es scheint allem oder fast allem, was als gut und richtig er -
kannt worden ist, auch oder vorrangig dienen zu können
oder dienen zu sollen. Der Gewässerschutz ist insofern ein
Interessent an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen neben
anderen. Die Erwartungen an die Eingriffsregelung sollten
aber insbesondere aus folgenden Gründen nicht überstei-
gert werden: Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind keine

beliebigen Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, son dern sie müssen auf die Bewältigung der
prognostizierten Beeinträchtigungen gerichtet sein, die mit
einem be stimm ten Eingriff verbunden sind. Insoweit ist die
Eingriffsregelung ein Reparaturbetrieb. Es soll als Reaktion
auf neue Straßen, Baugebiete, Bodenabbaufelder, Biogas-
oder Windenergieanlagen usw. nicht einfach irgendetwas
Gutes für Natur und Landschaft getan werden, sondern zu
heilen sind die konkreten Verletzungen, die ein solcher Ein-
griff der Leistungs- und Funktionsfähigkeit dem Naturhaus-
halt und dem Landschaftsbild zufügt. Dies verlangt nicht in
jedem Fall die Rekonstruktion des an Ort und Stelle des Ein-
griffs vorgefundenen Zustands von Natur und Landschaft.
Die Kompensation muss aber an den konkreten Eingriffs-

folgen ansetzen und auf diese gerichtet sein. Kompensati-
on ist deshalb nicht diesem oder jenem Ziel, auch nicht
irgendeiner, sondern der bestmöglichen Kompensation der
infolge des Eingriffs beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts und des Landschaftsbildes verpflichtet. Nichts
anderes erwarten wir für unser Auto im Schadensfall von
der Werkstatt und für uns selbst bei Krankheit vom Arzt. So
ist beispielsweise für den am grauen Star erkrankten Pati-
enten die Augenoperation vorrangig vor Blindenhund und
Haushaltshilfe. 

KOMPENSATION DER KONKRETEN EINGRIFFSFOLGEN
Das neue Bundesnaturschutzgesetz hält an der Eingriffsre-
gelung als Folgenbewältigungsprogramm und am Ablei-

Gewässer nach rein technischen Gesichtspunkten ausgebaut und

seiner Naturnähe beraubt  (Foto: Peter Sellheim)
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tungszusammenhang von Eingriffsfolgen und ihrer Kom-
pensation fest (§ 15 Abs. 2 BNatSchG): „Der Verursacher
eines Eingriffs ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchti-
gungen von Natur und Landschaft mit Maßnahmen des Na -
 turschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen).
Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald
die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in
gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu
gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und
sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts
in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise her-
gestellt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu
gestaltet ist.“

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushaltes müssen insofern zwar nicht un -
bedingt an Ort und Stelle des Eingriffs oder in deren unmit-

telbarer Nähe durchgeführt werden, sondern hierfür kön-
nen Flächen im gesamten Naturraum infrage kommen. Als
Na turraum ist die na turräumliche Haupteinheit zu verste-
hen; davon gibt es in Deutschland 69. Die Kompensations-
maßnahmen müssen aber die vom Eingriff tatsächlich be -
einträch tigten Funktionen wiederherstellen. Im Einzelfall ist
zu entscheiden, ob dies gleichartig oder (lediglich) gleich-
wertig geschehen soll. Diese Gleichstellung von Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen geht auf einen Beschluss des Bun-
desrates zurück. Die Länder hatten sich mehrheitlich für die
Gleichstellung ausgesprochen (BR-Drs. 278/09, Nr. 11). Mit
der Gleichstellung wollte der Bundesrat einen Vorrang für
Maßnahmen am Eingriffsort im Sinne von „auf der Trasse“,
„im Baugebiet“ usw. ausschließen, den manche – so auch
der Bundesrat – fälschlicherweise aus der alten Gesetzesla-
ge herausgelesen hatten. 

Maßnahmen zur landschaftsgerechten Wiederherstel-
lung und Neugestaltung des Landschaftsbildes müssen aber
auch künftig an Ort und Stelle des Eingriffs ansetzen, da
anderenfalls die Anforderungen verfehlt werden, welche
die Rechtsprechung an eine solche Wiederherstellung oder
Neugestaltung des Landschaftsbildes richtet. Im Falle einer
landschaftsgerechten Neugestaltung ist die Herstellung ei -
nes Zustands verlangt, der den vorher vorhandenen Zu -
stand in weitest möglicher Annäherung fortführt, d.h. in

gleicher Art, mit gleichen Funktionen und ohne Preisgabe
wesentlicher Faktoren des optischen Beziehungsgefüges
(BVerwG, Urteil v. 27.09.1990 – 4 C 44.87). Es liegt auf der
Hand, dass hierfür nicht der gesamte Naturraum, sondern
nur Bereiche infrage kommen, die mit den vom Eingriff be -
troffenen Grundflächen in optischer Verbindung stehen.
Die Kompensation der Landschaftsbildbeeinträchtigungen
kann also gerade nicht aus dem vom Eingriff betroffenen
Raum in einen hunderte Quadratkilometer großen Natur-
raum ausgelagert werden. 

Aus dieser Befundlage heraus ist es nicht Sinn und Zweck
der Eingriffsregelung, mit ihr das zu verwirklichen, was Na -
turschutz oder Dritte schon immer einmal gerne verwirkli-
chen wollten oder jetzt z.B. aufgrund gemeinschaftsrecht-
licher Verpflichtungen wie der Wasserrahmenrichtlinie ver-
wirklichen müssen. Die Gleichstellung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen darf nicht als Freibrief für das Ergreifen
nach Art und Lage beliebiger Maßnahmen missdeutet wer-

den. Geschuldet bleibt schließlich auch nach dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz die nach den Umständen bestmög-
liche Kompensation der Eingriffsfolgen. Diese kann auch
nach dem Vermeidungsgebot verlangt sein, wenn auf die-
se Weise Beeinträchtigungen vermieden oder vermindert
werden. Die Kompensationspflicht ist schließlich Teil des
umfassenden Vermeidungsgebots. 

GRENZEN DER FLEXIBILISIERUNG
Die sachliche und räumliche Flexibilisierung des Kompensa-
tionsanspruchs stößt aus weiteren Gründen an Grenzen.
Erstens: Soweit von Eingriffen bestimmte Arten betroffen
sind, müssen auch die artenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen angewandt werden. Dies betrifft mindestens die eu ro -
päischen Vogelarten (in Deutschland 466 Arten) und die
Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie (in Deutschland
132 Arten). Nur bei einer Berücksichtigung des Ableitungs-
zusammenhangs von Eingriffsfolgen und Kompensations-
maßnahmen können diese Maßnahmen auch die Funktion
vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Abs. 5
BNatSchG erfüllen. Zweitens: Entsprechendes gilt im Falle
einer Betroffenheit von Natura-2000-Gebieten bei der Si -
cherung der Kohärenz des Netzes. Drittens: Die Pflicht zu
einem echten Schadensausgleich ergibt sich bei einer Be -
troffenheit der Arten und Lebensraumtypen der Anhänge

Windenergieanlagen mit massiven Folgen für das Landschaftsbild

(Foto: Manfred Knake)

Kompensationsmaßnahmen z.B. für Zauneidechsen müssen u.U.

nah am Eingriffsort erfolgen  (Foto:  Richard Podloucky)
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von EG-Vogelschutz- und FFH-Richtlinie zum Ausschluss
von Haftungspflichten für Biodiversitätsschäden auch aus
dem Umweltschadensrecht.

Alle diese Anforderungen gelten im Prinzip auch für die
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. Dort war man schon
länger von einer Gleichstellung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ausgegangen. Diese Anforderungen richten
sich an die Kompensation auch dann, wenn hierfür bevor-
ratete Flächen oder Maßnahmen in Anspruch genommen
werden sollen. Die bevorrateten Maßnahmen sind nicht
automatisch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, sondern
bis auf weiteres „nur“ Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege. Ob und in welchem Maße diese tat -
sächlich zur Bewältigung der Eingriffsfolgen beitragen, kann
sich erst entscheiden, wenn der Eingriff und dessen Folgen
feststehen. 

Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen in
naturschutzrechtlich besonders geschützten Gebieten (ein -
schließlich solchen in Natura-2000-Gebieten) sowie in Pro-
grammen nach § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes darge-
stellte Maßnahmen können zwar grundsätzlich als Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen anerkannt werden, aber
nur soweit diese Maßnahmen die konkreten Eingriffsfolgen
des Eingriffs tatsächlich bewältigen. Ebenso steht es um die
Entsiegelung, Wiedervernetzung von Lebensräumen oder
der dauerhaften Verbesserung des Naturhaushaltes und
des Landschaftsbildes dienende Bewirtschaftungs- und
Pflegemaßnahmen, die als mögliche Kompensationsmaß-
nahmen nach dem Willen des Gesetzgebers zugunsten
landwirtschaftlicher Interessen vorrangig zu prüfen sind. 

Dass die Eingriffsregelung nicht als Flächenbeschaffungs-
und Finanzierungsinstrument missdeutet werden darf, zeigt
ein einfaches Beispiel: Wer im Haushalt eines anderen die
Waschmaschine beschädigt, muss sie reparieren, falls dies
nicht möglich ist, eine neue beschaffen, die mindestens
ebenso leistungsfähig und schön ist wie die alte und in den
Haushalt passt. Geht auch dies nicht, hat der Geschädigte
Anspruch, seine schmutzige Wäsche in der Wäscherei wa -
schen zu lassen. Ein Teil der Praxis aber entfernt sich zuse-
hends von diesem Prinzip: Niemand denkt daran, die Wasch -
maschine zu reparieren, eine neue anzuschaffen oder we -
nigstens eine Wäscherei zu bemühen. Stattdessen gibt es
irgendetwas für den Haushalt – Hauptsache überhaupt et -
was. Das entspricht ungefähr dem Niveau einer sozialisti-
schen Tauschwirtschaft. 

Dieser Handel basiert vielerorts auf einer besonderen
Währung, nämlich Punktwerten, die, bestimmten Biotopty-
pen zugeordnet, im Falle des Eingriffs mit der Größe der
betroffenen Fläche multipliziert einen „Eingriffswert“ abbil-
den sollen, dem nur noch das Produkt aus Fläche und Wert-
punkt des angestrebten Biotoptyps als „Ausgleichswert“
bis zu rechnerischem Gleichstand oder „Überkompensati-
on“ entgegengehalten werden muss. Auf diese Weise wer-
den die Eingriffsfolgen allerdings nicht bewältigt, sondern
Natur und Landschaft nur den vier Grundrechenarten zuge-
führt. Der rechnerische Gleichstand gewährleistet noch
nicht die gleichwertige Kompensation, die dem Gesetz nach
geschuldet ist. Manche Vorgehensweisen fördern den Ein-
druck, Kompensation sei zwar obligatorisch, die Art der

Kompensation aber beliebig und mithin für alles offen. Wa -
rum sollen unter diesen Umständen Eingriffsfolgen über-
haupt noch prognostiziert werden? Welche Bedeutung ha -
ben dann noch SUP, UVP und Umweltprüfung, deren Haupt -
anliegen doch die Umweltfolgenabschätzung ist?

KOMPENSATION – EIN EINFACHES BEISPIEL
Ein zweites Beispiel soll das Eigentliche der Eingriffsrege-
lung verdeutlichen. Stellen wir uns einen Eingriff nicht in
den Naturhaushalt, sondern in das Fernstraßennetz und
den Straßenverkehr vor: Ein 10 km langer Streckenab-
schnitt der A 7 zwischen Hamburg und Hannover soll auf-
gehoben und entsiegelt werden – vielleicht um zwei ge -
trenn te Rothirschpopulationen wieder in Kontakt zu brin-
gen. Das Beispiel mag unrealistisch sein, aber wie würde die
verkehrliche Kompensation aussehen? Würde man nicht
versuchen, eine Umleitung einzurichten, bestehende Bun-
des-, Landes- oder Kreisstraßen auszubauen, um die Ver-
kehrsverbindung zwischen den beiden Städten so gut wie
möglich aufrechtzuerhalten? 

Die aus dem Naturschutz entlehnte Vorgehensweise hin -
gegen würde Länge und Breite der aufgehobenen Fahr-
bahndecke multiplizieren und irgendwo ein anderes Stück
Land derselben Größe oder – je nach Wertfaktor – kleiner
oder größer mit Asphalt überziehen. Hauptsache, man
kann darauf Autofahren – ganz gleich wohin oder auch nur
im Kreis. Dann mag es als Fortschritt empfunden werden,
wenn der Asphalt den Strecken zugutekommt, die der Bun -
desverkehrswegeplan als vordringlich zu bauen ausweist.
Ein Fortschritt – sofern man nicht gerade von Hannover
nach Hamburg will oder umgekehrt. 

Anders liegen die Dinge nur im Fall der Ersatzzahlung:
Ersatzzahlungen sind dann zu leisten, wenn die Beeinträch-
tigungen weder zu vermeiden noch zu kompensieren sind,
der Eingriff aber gleichwohl zugelassen wird. Die Zahlung
ist zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege möglichst (aber nicht wie bei Kom-
pensationsmaßnahmen zwingend) im betroffenen Natur-
raum zu verwenden. Die aus der Zahlung finanzierten Maß-
nahmen müssen zur realen Verbesserung von Natur und
Landschaft führen. Der für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men verlangte Ableitungszusammenhang zwischen Ein-
griffsfolgen und Maßnahmenziel ist hier nicht verlangt. Die
Ersatzzahlungen stehen insofern beispielsweise für Maß-
nahmen bereit, diffuse Stoffeinträge in ein Fließgewässer
zu vermindern, es wieder durchgängig zu machen und Fi -
schen darin den Aufstieg zu ermöglichen – auch, wenn der
Eingriff, der zur Ersatzzahlung führte, gar kein Gewässer
berührt. Allerdings sollte das Gesamtaufkommen aus der
Ersatzzahlung ebenso wie der Gesamtumfang von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht überschätzt werden.
Der ökologisch gute Zustand der Gewässer oder der Auf-
bau des Netzes Natura 2000 kann kaum mit den Mitteln
der Eingriffsregelung erreicht werden. 

Wilhelm Breuer, 1960, Dipl.-Ing. Landespflege, seit 1984 Mitarbeiter der

niedersächsischen Landesnaturschutzverwaltung; Geschäftsführer der

Gesellschaft zur Erhaltung der Eulen e.V. 
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